
Landesentwicklung und lJrnweltfragen

REGIERUNG VON OBERBAYERN

Verordnung über das Naturschutzgebiet,,Endmoränenweiher
südiich Asten" im Landkreis Traunstein

Yom 27.  November 1986

Au fg rund  von  Ä r t .  7 ,  L r t . 45  Abs .  1  N r .2a  und  A r t . 37  Abs .2
Nr. 2 des Bayerischen Naturschutzgeserzes - BayNatSchG -
iBavRS -791-1-U).  zu lerzt  geändert  durch Gesetz vom 16,  Ju l i
1986 (GVBI S. i35), erläßt die Regierung von Oberbayern folgende
Verordnung:

- { 1
S chutzge genstand

Der e:*a 500 m sudl ich des Ortes Asren,  Stadt  T i t tmoning,
Landkreis Traunstein, gelegene Endmoränenweiher wird unter der
Bezeichnung ,,Endrncränenvreiher südlich Asren" in den in $ 2
näher bezeichneten Grenzen als Naturschutzgebiet geschützr.

s2
Schutzgebiets grenzen

(i) Das Schurzgebiet hat eine Größe von 6,43 Hektar und l iegt in
ler Stadt Tictmoning, Gemarkung Asten.
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s3
Schutzzvreck

Zweck der Festlegung des l t{aturschutzgebietes,,Endmoränenwei-
her südl ich Asten" ist es,

1. einen natürlichen Weiher mit der für den Naturraum bedeutsa-

men Verlandungsvegetation und den damit verbundenen Lebens-

gemeinschaften sowie mit der Vielfait an Pflanzen- und Tierarten

nachhaitig zu sichern und insbesondere den Bestand an seltenen

Arten zu fördern,

2. die natürliche, unbäeinflußte Enrwicklung der Verlandung zu

gewährieisten, solange nicht die Bereitsteilung einer Restwasserflä-
che aus überregionaien Gründen des Naturschutzes Vorrang er-

1angt,

3. denZugangzum Naturschutzgebiet sowie das Verhalten und die

Nutzung im Naturschutzgebiet zur Vermeidung von Schäden im

Beziehungsge{üge der Lebenbgemeinschaften zu ordnen.

s4
Verbote

(1) 'Nach Art. Z Abs. 2 BayNatSchG sind alle Handlungen verbo-
ten, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des

Naturschutzsebietes oder seiner Bestandteile oder zu einer nach-

i:i:::" 
Stöi:ng führen können. 'Es ist deshalb vor allem ver-

1. bauliche Anlagen im Sinne der Bayerischen Bauordnung zu

errichten, zu ändern oder ihre Nutzung zu ändern,

2. Bodenbestandteile abzubauen, Aufschüftungen, Ablagerungen,
Grabungen, Sprengungen oder Bohrungen vorzunehmen oder die
Bodengestalt in sonstiger 

'Weise 
zu verändern,

3. Straßen, \fege, Pfade, Steige oder Plätze neu anzulegen oder

bestehende zu verändern.

4. Leitungen zu errichten oder zu verlegen,

5. oberirdisch über den zugelassenen Gemeingebrauch hinaus oder
unterirdisch \üasser zu entnehmen, die natürlichen \ffasserläufe

und 
'Wasserflächen 

einschiießlich deren Ufer, den Grundwasser-
stand oder den Z,a- und Ablauf des Wassers zu verändern oder
neue Gewässer anzulegen,

5. Ufergehölze, Röhrichte oder 
'S(asserpfltrnen 

zu beschädigen
oder zu beseitigen,

7. Erstaufforstungen oder sonstige Gehölzpflanzungen vorzu-

nehmen,

8. die Lebensbereiche (Biotope) der Tiere und Pflanzen zu stören
oder nachteilig zu verändern, insbesondere sie durch chemische
oder mechanische Maßnahmen zu beeinflussen,

9. Pflanzen einzubringen oder Tiere auszusetzen,

10. Pfianzen oder Pflanzenbestandteile zu entnehmen oder zu

beschädigen oder deren'Wurzeln, Knollen oder Zwiebeln auszurei-
ßen, auszugraben oder mitzunehmen,

11. freilebenden Tieren nachzustellen, sie zu fangen oder zu töten'
Brut- oder'Wohnstätten oder Gelege solcher Tiere fortzunehmen
oder zu beschädigen,

12. Sachen im Gelände zu lagern,

13. Feuer anzumachen oder zu betreiben,

14. eine andere als die nach $ 5 zugelassene wirtschaftliche Nut-
zung auszuüben.

(2) Im Naturschutzgebiet ist es nach Art. 7 Abs. 3 Satz 2 Halb-
satz 2 BayNarSchG verboten:

1. mit Kraftfahrzeugen aller Art oder mit Vohnwagen zu fahren
oder diese dort abzustellen,

2. zu reiten,
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(2) 'Die Grenzen des Schurzgebietes ergeben sich aus den Schurz- 3' da,s Gelände außerhalb des !fleges zu betreten; dies gilt nicht für

giietrk"rte., u r , zs ooo or,ä lr t : s oöo lanlag.ri, J.- s.rää- den.Grundeigentümer oder sonstigen Berechtigten,

teil dieser Verordnuns sind. ,Maßeebend fir dei Gr.nz,rerlauf ist 4. die Jagd in der Zeit.vom 1. März bis 31. August auszuüben,
die Karte M 1 :5 OO0. 5. die Aneelfischerei auszuüben,



296 Regierung von Oberbayern - Amtsblatt Nr. 25 / 1986

6. die Gewässer mit lffasserfahrzeugen oder Schwimmkörpern aller
Art zu befahren,

7. zu zelten oder zu lagern,

8. zu baden,

9. Hunde, ausgenommen Jagdhunde beim Einsatz nach $ 5 Abs. 1
N '  1  f r e i  l t r r i c .  t t r  l e ,- - - - - . -  - -  - - i sen)

i0. zu lärmen oder Tonübertragungs- oder Tonwiedergabegeräte
zu  benutzen.

\ \ f

Ausnahmen

(1) Ausgenommen von den Verboten nach Art.  7 Abs. 2 und 3
BayNatSchG und $ 4 dieser Verordnung sind:

1. die rechrmäßige Ausübung der Jagd sowie Aufgaben des Jagd-
schurzes; es gilt jedoch $ a Abs. 2 Nr. 4; jagdliche Einrichtungen
sowie \Tiicifütterungen sollen nur außerhalb des Schutzgebietes
errichtet werden,

2. Aufgaben der Fischereiaufsicht,

3. das Befahren des im Norden des Schutzgebietes liegenden
Privarweges mit Fahrzeugen zur landvrirtschaftlichen Bewirtschaf-
tun$r

4. Unterhaltungsmaßnahmen am'Weg und am Gewässer im gesetz-
lich zulässigen Umfang sowie die Gewässeraufsicht,

5. das Aufstellen oCer Anbringen von Zeichen oder Schildern, die
auf den Schutz oder die Bedeutung des Gebietes hinweisen, oder
von $flegemark'ierungen, \farntafeln, Ortshinweisen, Sperrzeichen
oder sonstigen Absperrungen, wenn die Maßnahme auf Veranlas-
sung oder mit Genehmigung der unteren Naturschutzbehörde
ertolgt,

6. die zur Erhaltung der Funktionsfähigkeit des Schutzgebietes
notwendigen und von den Narurschutzbehörden angeordneten
oder zugelassenen überwachungs-, Schutz- und Pflegemaß-
nahmen.

(2) Di€ Durchführung von umfangreichen MaßnahmEn nach
Absatz 1 Nr. 4 bedarf der vorherigen Genehmigung der R€gierung
von Oberbayern, soweir die Maßnahmen nicht unaufschiebbar
sind.

s6
Befreiungen

(i) Von den Verboten des Bayerischen Narurschutzgesetzes und
dieser Verordnurrg kann gemäß Art. 49 BayNatSchG in Einzelfäi-
len Befreiung erteilt werden, wenn
1. überwiegende Gründe des allgemeinen rüüohls die Befreiung
erfordern oder
2. die Befolgung des Verbors zu einer offenbar nicht beabsichtigten
Häne führen würde und die Abweichung mit den öffentiiÄen
Belangen im Sinne des Bayerischen Naturschutzgeserzes, insbeson-
dere mit den Zwecken des Naturschutzgebietes ,,Endmoränenwei-
her südlich Asten", vereinbar ist oder
3. die Befolgung des Verbots zu einer nicht gewollten Beeinrrächti-
gung von Natur und Landschaft führen würde.

(2) Zuständig zur Erteilung der Befreiung ist die Regierung von
Oberbayern, soweit nicht nach Art. 49 Abs, 3 Satz I Halbsatz 5
BayNatSchG die oberste Naturschutzbehörde zusrändiq ist.

sz
Ordnungswidrigkeiten

Nach Art. 52 Abs. 1 Nr. 3, An. 7 Abs. 3 Satz 4 BayNatSchG kann
mit Geldbuße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark belegt werden,

wer vorsätzlich oder fahrlässig einem Verbot des $ 4 Abs. 1 Satz 2
Nrn. 1 bis 14 oder des $ 4 Abs. 2 Nrn. 1 bis 10 dieser Verordnung
zuwiderhandelt.

s8
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1987 in Kraft.

München, 27. November 1986

Regierung von Oberbayern

Raimund Eberle

Regierungspräsident RI.BI OB S. 295


